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Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer 8.27.Altreg 
Duisburg-Essen und Ordnungen Seite 

(Altregelung) 

Prüfungsordnung 

für den Bachelor-Studiengang Medizin-Management 


an der Universität Duisburg-Essen 

Vom 4. Mai 2004 


(Verkündungsblatt 2004 S. 135) 


zuletzt geändert durch Artikel I der Ordnung vom 1. Februar 2007 (VBl 2007 S. 65)
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Geset­
zes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 14. März 2000 
(GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 772), hat die Universi­
tät Duisburg-Essen folgende Ordnung erlassen: 

Inhaltsübersicht: 

I. Allgemeines 

§ 1 	 Zweck der Bachelor-Prüfung 
§ 2 	 Bachelor-Grad 
§ 3 	 Regelstudienzeit und Studienaufbau  
§ 4 	 Aufbau der Prüfungen  
§ 5 	 Prüfungsausschuss  
§ 6 	 Prüfende und Beisitzende  
§ 7 	 Prüfungen  
§ 8 	 Projekte 
§ 9 	 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen  
§ 10 	 Prüfungsbedingungen für behinderte Studierende  
§ 11 	 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungs- 

verstoß 
§ 12 	 Leistungspunkte-System 
§ 13 	 Wiederholung von Prüfungen  
§ 13a Einsichtnahme in die Prüfungsakten 

II. Zwischenprüfung 

§ 14  	Zulassung zur Zwischenprüfung 
§ 15	 Zulassungsverfahren 
§ 16 	 Umfang und Art der Zwischenprüfung  
§ 17 	 Durchführung der Zwischenprüfung  
§ 18 	 Bewertung der Prüfungsleistungen  
§ 19 	 Bestehen der Zwischenprüfung und Bildung der 

Gesamtnote  
§ 20 	 Zeugnis über die Zwischenprüfung  

III. Bachelor-Prüfung 

§ 21  Zulassung zur Bachelor-Prüfung 
§ 22 Umfang und Art der Bachelor-Prüfung  
§ 23 Durchführung der Bachelor-Prüfung  
§ 24 Freiversuch 
§ 24a Bachelor-Arbeit 
§ 25 Zusatzfächer 
§ 26 Abschluss des Studiums  
§ 27 Bewertung der Prüfungsleistungen  
§ 28 Zeugnis über die Bachelor-Prüfung  
§ 29 Bachelor-Urkunde 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 30 	 Ungültigkeit der Zwischenprüfung und der  
Bachelor-Prüfung 

§ 31 	 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 32 	 Aberkennung des Bachelor-Grads 
§ 33 	 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

I. Allgemeines 

§ 1 

Zweck der Bachelor-Prüfung
 

(1) Die Bachelor-Prüfung bildet einen berufsqualifizieren­
den Abschluss des Studiengangs Medizin-Management 
an der Universität Duisburg-Essen. Durch die Bachelor-
Prüfung soll festgestellt werden, ob ein Kandidat oder
eine Kandidatin die für den Übergang in die Berufspraxis 
notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, 
die fachlichen Zusammenhänge überblickt und die Fähig­
keit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse 
im Bereich des Medizin-Managements anzuwenden. 

(2) Das Studium des Medizin-Managements an der Uni­
versität Duisburg-Essen zeichnet sich vor allem durch 
seine interdisziplinäre Ausgestaltung sowie seine interna­
tionale Positionierung aus. Zugleich trägt seine Ausrich­
tung auf anwendungsbezogene Handlungskompetenzen 
zur Ausbildung eines hochschulspezifischen Profils bei. 
Die Studierenden sollen die Fähigkeit erwerben, Proble­
me an der Nahtstelle zwischen medizinischen und öko­
nomischen Gestaltungsfeldern zu erkennen, zu analysie­
ren und wirtschaftswissenschaftliche Konzeptionen im 
Hinblick auf ihren Beitrag zur Lösung dieser Probleme 
kritisch zu beurteilen. Sie sollen unter Berücksichtigung 
der Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt 
die Fähigkeit erlangen, durch die Anwendung von Er­
kenntnissen und Methoden des Medizin-Managements 
selbstständig zur Lösung solcher Probleme beizutragen 
und die wissenschaftlichen Erkenntnisse kritisch einzu­
ordnen. Der Bachelor-Studiengang Medizin-Management 
soll dabei in besonderer Weise auf Berufsfelder vorberei­
ten, die für das Management medizinischer Betriebe und 
die Leitung von Institutionen im öffentlichen Gesundheits­
wesen typisch sind. Darüber hinaus sollen die Studieren­
den in die Lage versetzt werden, sich die Grundlagen 
anzueignen, die zu wissenschaftlichem Erkenntnisfort­
schritt befähigen. Schließlich sollen die Studierenden zu 
verantwortlichem Handeln in einem freiheitlichen, demo­
kratischen und sozialen Rechtsstaat befähigt werden. 
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§ 2 
Bachelor-Grad 

Ist die Abschlussprüfung bestanden, so verleiht der Fach­
bereich Wirtschaftswissenschaften den akademischen 
Grad „Bachelor of Science in Medical Management“ für 
das Studium des Medizin-Managements (Medical Mana­
gement). Als abkürzende Schreibweise wird „B.S. Medical 
Management“ verwendet. 

§ 3 

Regelstudienzeit und Studienaufbau
 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Prü­
fungen 6 Semester. 

(2) Das Studium gliedert sich in das Grundstudium von 4 
Semestern und das Hauptstudium von 2 Semestern. 

(3) Das Studium umfasst (A) Lehrveranstaltungen des 
Pflicht- und des Wahlpflichtbereichs, (B) Lehrveran­
staltungen nach freier Wahl der Studierenden sowie (C) 
die Bachelor-Arbeit. Der zeitliche Umfang der Lehrveran­
staltungen, die für den erfolgreichen Abschluss des Studi­
ums erforderlich sind, beträgt im Bereich (A) 87 Semes­
terwochenstunden. Davon entfallen 59 Semesterwochen­
stunden auf das Grundstudium und 28 Semesterwochen­
stunden auf das Hauptstudium. Im Bereich (B) sollen 8 
Semesterwochenstunden studiert werden. Die Bachelor-
Arbeit (C) soll in einem Zeitraum von 6 Wochen absolviert 
werden. 

(4) Ein Praktikum von mindestens zwei Monaten Dauer in 
einem Tätigkeitsfeld mit Bezug zum Medizin-Management 
muss abgeleistet werden. Es wird empfohlen, dieses 
Praktikum im ersten und/oder zweiten Semester des 
Hauptstudiums zu absolvieren. Näheres zum Praktikum 
regelt die Studienordnung. 

(5) Es wird empfohlen, im Laufe des Studiums ein Semes­
ter im Ausland zu studieren. Prüfungsleistungen, die wäh­
rend eines Auslandssemesters erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe der Regelungen in § 9 auf die Prüfungen 
im Studiengang Medizin-Management angerechnet. 

§ 4 

Aufbau der Prüfungen
 

(1) Die Zwischenprüfung (§ 14 ff.) geht der Bachelor-
Prüfung (§ 21 ff.) voraus. Die Zwischenprüfung soll vor 
Beginn des fünften Semesters, die Bachelor-Prüfung mit 
Ablauf der Regelstudienzeit (§ 3 Absatz 1) abgeschlossen 
sein. 

(2) Die Zwischenprüfung besteht aus studienbegleitenden 
Prüfungen gemäß § 16 Absatz 1. Diese werden, wie in 
§ 17 näher bestimmt, in Form von lehrveranstaltungsbe­
zogenen Prüfungen zu einzelnen Modulen durchgeführt. 

(3) Die Bachelor-Prüfung besteht aus studienbegleitenden 
Prüfungen und Seminarleistungen gemäß § 22 Absätze 1, 
2 und 5 und einer Bachelor-Arbeit gemäß § 24a. Die stu­
dienbegleitenden Prüfungen der Bachelor-Prüfung wer­
den, wie in § 23 näher bestimmt, in Form von lehrveran­
staltungsbezogenen Prüfungen zu einzelnen Modulen und 
fakultativ in Form von Projekten durchgeführt. 

(4) Die Zulassung zur Zwischenprüfung und zur Bachelor-
Prüfung muss beim Prüfungsausschuss schriftlich bean­
tragt werden. Die Zulassung wird gewährt, wenn die Zu­
lassungsvoraussetzungen gemäß § 14 beziehungsweise 
§ 21 erfüllt sind. Die Prüfung dieser Voraussetzungen und 
die Zulassungsentscheidung erfolgen durch den Vorsit­
zenden des Prüfungsausschusses. 

(5) Zu jeder Prüfungsleistung der Zwischenprüfung und 
der Bachelor-Prüfung ist eine gesonderte Meldung erfor­
derlich. Eine solche Meldung kann nur erfolgen, wenn der 
Kandidat oder die Kandidatin zur Zwischenprüfung bezie­
hungsweise Bachelor-Prüfung gemäß Absatz 2 zugelas­
sen ist. Die Meldungen zu den Prüfungsleistungen sind 
innerhalb einer Frist von acht Werktagen vorzunehmen; 
Samstage gelten nicht als Werktage. Der Prüfungsaus­
schuss bestimmt den Beginn der Frist und gibt ihn min­
destens einen Monat vor Fristbeginn oder zu Beginn ei­
nes Semesters durch Aushang bekannt. Im Falle der 
Fristversäumung gilt § 32 VwVfG NW entsprechend. Die 
Frist für einen Rücktritt endet eine Woche vor Beginn der 
Prüfung. 

(5a) Zur zusammengesetzten Prüfung gem. § 7 Absatz 4a 
ist eine Anmeldung zu Beginn der Lehrveranstaltung 
erforderlich. Diese verpflichtet zur Teilnahme an den Teil­
prüfungen und dem ersten Termin der abschließenden 
Prüfung. Bei Abmeldung oder Rücktritt vom ersten Termin 
der abschließenden Prüfung ergibt sich eine verpflichten­
de Teilnahme zum zweiten Prüfungstermin. Im Falle der 
Wiederholung gem. § 7 Absatz 4a Nr. 2 Satz 5 ist eine 
gesonderte Anmeldung zum zweiten Prüfungstermin 
erforderlich. Die erneute Teilnahme an der abschließen­
den Prüfung gem. § 7 Absatz 4a Nr. 2 gilt als neuer Prü­
fungsversuch. 

(6) Der Prüfungsausschuss (§ 5) hat sicherzustellen, dass 
die Prüfungsleistungen in den in Absatz 1 genannten 
Zeiträumen abgelegt werden können. Zu diesem Zweck 
sollen die Kandidaten und Kandidatinnen rechtzeitig über 
die Termine und Fristen informiert werden. Dies geschieht 
per Aushang am Prüfungsamt. 

(7) Die Bewertung der Prüfungsleistungen ist dem Kandi­
daten oder der Kandidatin in der Regel spätestens nach 
6 Wochen durch Aushang bekannt zu geben. 

§ 5 
Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und für die Aufga­
ben, die durch diese Prüfungsordnung zugewiesen wer­
den, bildet der Fachbereichsrat des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaften in Abstimmung mit dem Fachbe­
reichsrat der Medizinischen Fakultät einen Prüfungsaus­
schuss. Dieser besteht aus: 

1. 	 zwei hauptberuflich am Fachbereich Wirtschaftswis­
senschaften tätigen Mitgliedern aus der Gruppe der 
Professoren und Professorinnen, 

2. 	 zwei hauptberuflich an der Medizinischen Fakultät 
tätigen Mitgliedern aus der Gruppe der Professoren 
und Professorinnen, 

3. 	 einem hauptberuflich am Fachbereich Wirtschafts­
wissenschaften tätigen Mitglied aus der Gruppe der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, 
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4. 	 einem hauptberuflich an der Medizinischen Fakultät 
tätigen Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftli­
chen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und 

5. 	 einem Mitglied aus der Gruppe der Studierenden 
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften. 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden jeweils 
von jenen Mitgliedern der Fachbereichsräte vorgeschla­
gen, die derselben Gruppe angehören. 

(2) Der Fachbereichsrat der Medizinischen Fakultät kann 
aus der Gruppe der an der Medizinischen Fakultät haupt­
beruflich tätigen Professoren und Professorinnen ein 
weiteres Mitglied, jedoch nur mit beratender Stimme, in 
den Prüfungsausschuss wählen. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Pro­
fessoren und Professorinnen und der Gruppe der wissen­
schaftlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beträgt je­
weils zwei Jahre, die Amtszeit der Mitglieder aus der 
Gruppe der Studierenden beträgt jeweils ein Jahr. Wie­
derwahl ist möglich. 

(4) Der Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern 
einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden oder eine stellvertretende 
Vorsitzende. Der beziehungsweise die Vorsitzende und 
der beziehungsweise die stellvertretende Vorsitzende 
müssen aus der Gruppe der Professoren und Professo­
rinnen stammen und sollen nicht zum selben Fachbereich 
gehören. 

(5) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be­
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden, 
und er sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Prüfungen. Er ist insbesondere zuständig für die Bestel­
lung von Prüfern und Prüferinnen (§ 6) sowie für die Be­
handlung der Widersprüche gegen Entscheidungen, die in 
Prüfungsverfahren getroffen wurden. 
(6) Der Prüfungsausschuss sorgt dafür, dass die Liste der 
Wahlpflichtfächer sowie deren Bezeichnungen dem aktu­
ellen Stand der wissenschaftlichen Entwicklung sowie 
dem Personalstand des Fachbereichs Wirtschaftswissen­
schaften und der Medizinischen Fakultät entsprechen. 
(7) Der Prüfungsausschuss berichtet den Fachbereichsrä­
ten des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften und der 
Medizinischen Fakultät regelmäßig, mindestens einmal 
pro Jahr, über die Entwicklung der Prüfungs- und Stu­
dienzeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Ge­
samtnoten. Er gibt darüber hinaus Anregungen zur Re­
form der Prüfungsordnung und der praktischen Organi­
sation des Prüfungsbetriebes. 
(8) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
neben dem Vorsitzenden beziehungsweise der Vorsitzen­
den oder dem Stellvertreter beziehungsweise der Stell­
vertreterin und einem weiteren Mitglied aus der Gruppe 
der Professoren und Professorinnen noch mindestens 
zwei weitere Mitglieder anwesend sind. Die Beschlussfas­
sung erfolgt mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder des Prüfungsausschusses. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des bezie­
hungsweise der Vorsitzenden oder – in dessen bezie­
hungsweise deren Abwesenheit – die Stimme des Stell­
vertreters beziehungsweise der Stellvertreterin. Stimm­
enthaltungen und ungültige Stimmen werden bei der Be­
rechnung der Mehrheit nicht mitgezählt. 

(9) Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben für alle Regelfälle auf den Vorsitzenden oder 
die Vorsitzende übertragen. Dies gilt aber nicht für Ent­
scheidungen über Widersprüche und für den unter Absatz 
7 angesprochenen Bericht. 

(10) Die studentischen Mitglieder wirken bei pädagogisch­
wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Dies gilt 
insbesondere für die Beurteilung, Anerkennung sowie 
Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen, für die 
Festlegung von Prüfungsaufgaben und die Bestellung von 
Prüfern und Prüferinnen. 

(11) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das 
Recht, der Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. 

(12) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht 
öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
deren Stellvertreter beziehungsweise Stellvertreterinnen 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzen­
den beziehungsweise die Vorsitzende zur Verschwiegen­
heit zu verpflichten. 

(13) Zur Erledigung der Aufgaben steht dem Vorsitzenden 
beziehungsweise der Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses das Prüfungsamt zur Seite. Das Prüfungsamt 
wickelt insbesondere die Anträge auf Zulassung zur Zwi­
schenprüfung (§ 14) und zur Bachelor-Prüfung (§ 21) 
sowie die Anmeldung zu den einzelnen Prüfungsleistun­
gen ab, sofern diese Ordnung nichts anderes vorsieht. 

§ 6 

Prüfende und Beisitzende
 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Prüfe­
rinnen. Zu Prüfern und Prüferinnen dürfen nur Mitglieder 
aus der Gruppe der Professoren und Professorinnen und 
andere nach dem Landesrecht prüfungsberechtigte Per­
sonen bestellt werden, die – sofern nicht zwingende 
Gründe ein Abweichen erfordern – bei studienbegleiten­
den Prüfungen in dem Modul, auf das sich die Prüfung 
bezieht, eine eigenverantwortliche, selbstständige Lehrtä­
tigkeit ausgeübt haben. 

(2) Zum Beisitz darf nur bestellt werden, wer eine 
Bachelor-, eine Master-, eine Diplom-Prüfung oder ein 
Staatsexamen in einem wissenschaftlichen Studiengang 
mit Bezug zum Medizin-Management an einer Universität 
oder gleichgestellten Hochschule oder eine vergleichbare 
Prüfung abgelegt hat. 

(3) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses sorgt dafür, dass dem Kandidaten oder der 
Kandidatin die Namen der Prüfer und Prüferinnen mindes­
tens zwei Wochen vor dem Prüfungstermin bekannt ge­
geben werden. 

§ 7 
Prüfungen 

(1) Alle Prüfungen erfolgen studienbegleitend in münd­
licher und/oder schriftlicher Form sowie durch eine 
Bachelor-Arbeit. 

(2) Jede mündliche Prüfung wird von einer Prüfungskom­
mission abgenommen, die aus einem Prüfer oder einer 
Prüferin und einem Beisitzer oder einer Beisitzerin be­
steht. Mündliche Prüfungen sind öffentlich, sofern der 
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Kandidat oder die Kandidatin nicht ausdrücklich das Ge­
genteil verlangt. 

(3) Schriftliche Prüfungen können als Klausurarbeiten 
oder als Hausarbeiten erfolgen. Sie werden in der Regel 
von jeweils einem Prüfer oder einer Prüferin bewertet. 
Schriftliche Prüfungen, mit denen der Studiengang abge­
schlossen wird, und Prüfungen, deren Bestehen Voraus­
setzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sollen von 
mindestens zwei Prüfern oder Prüferinnen bewertet wer­
den. 

(4) Es sind auch kombinierte Prüfungsformen mit sowohl 
mündlichen als auch schriftlichen Anteilen zulässig, wie 
zum Beispiel Präsentationen der Bearbeitung einer Prob­
lemstellung, die einen mündlichen Vortrag und schriftliche 
Präsentationsunterlagen (oder andere Präsentationsme­
dien) umfassen. Kombinierte Prüfungsformen brauchen 
nicht von einer Prüfungskommission abgenommen zu 
werden; es erfolgt in der Regel die Bewertung durch je­
weils einen Prüfer oder eine Prüferin. 

(4a) Kombinierte Prüfungsformen sind auch in folgenden 
Formen möglich: 

1. 	 als zusammengesetzte Prüfung aus einer oder meh­
reren mündlichen oder schriftlichen Teilprüfungen 
und einer abschließenden mündlichen oder schriftli­
chen Prüfung. Dabei bilden die Teilprüfungen und 
die abschließende Prüfung eine Einheit. Das Ender­
gebnis der zusammengesetzten Prüfung wird aus 
den Teilprüfungen und der abschließenden Prüfung 
gebildet, wobei die abschließende Prüfung bestan­
den sein muss und mit einem Anteil von mindestens 
50 v. H. in das Endergebnis einfließt. Im Falle des 
Nichtbestehens ist die gesamte Prüfung erneut ab­
zulegen. 

2. 	 als zusammengesetzte Prüfung aus einer oder meh­
reren mündlichen oder schriftlichen Teilprüfungen 
und einer abschließenden mündlichen oder schriftli­
chen Prüfung. Dabei bilden sowohl die Teilprüfungen 
als auch die abschließende Prüfung jeweils eine 
Einheit. Die Prüfung ist bestanden, wenn beide Ein­
heiten bestanden sind. Das Endergebnis der zu­
sammengesetzten Prüfung wird aus dem Gesamter­
gebnis der Teilprüfungen und der abschließenden 
Prüfung gebildet, wobei die abschließende Prüfung 
mit einem Anteil von mindestens 50 v. H. in das 
Endergebnis einfließt. Hat der Studierende eine oder 
beide Einheiten nicht bestanden, besteht eine Wie­
derholungsmöglichkeit, ohne die dazugehörige Lehr­
veranstaltung erneut zu besuchen. Prüfungszeit­
punkt und –form der Wiederholung der Teilprüfun­
gen werden vom Lehrveranstalter bekannt gegeben. 
Die abschließende Prüfung kann einmal zum Nach­
termin wiederholt werden. Werden eine oder beide 
Prüfungseinheiten einschließlich der Wiederho­
lungsmöglichkeit nicht bestanden, ist die gesamte 
Prüfung erneut abzulegen. 

(5) Grundsätzlich entscheidet der jeweils zuständige Prü­
fer oder die jeweils zuständige Prüferin, in welcher Form 
er beziehungsweise sie eine Prüfung abnimmt, sofern die 
Maßgaben für die Durchführung der Zwischenprüfung und 
der Bachelor-Prüfung gemäß § 17 beziehungsweise § 23 
und § 24a eingehalten werden. 

§ 8 
Projekte 

(1) Projekte sind auf die Lösung eines komplexen, praxis­
bezogenen Problems eines Fachs in Gruppenarbeit ge­
richtet und sollen dabei möglichst interdisziplinäre Aspek­
te berücksichtigen. 

(2) Fachliche Leistungen (Projektberichte, Projektpräsen­
tationen und gegebenenfalls Beiträge zu Teilproblemstel­
lungen) in einem Projekt werden auf Antrag des Projekt­
leiters oder der Projektleiterin für die Bachelor-Prüfung als 
Teil einer studienbegleitenden Fachprüfung angerechnet. 
Die Verantwortung für die Eignung der Projektleistung als 
Teil einer studienbegleitenden Fachprüfung und für den 
Umfang der Anrechnung zwecks Erwerbs von Leistungs­
punkten liegt bei dem Projektleiter beziehungsweise der 
Projektleiterin. 

(3) Leiter oder Leiterin eines Projekts kann jede Person 
sein, die gemäß § 6 prüfungsberechtigt ist. Ein Projekt 
kann auch durch mehrere prüfungsberechtigte Personen 
geleitet werden. 

(4) Für jedes Projekt ist ein Projektbericht zu erstellen und 
spätestens 1 Monat nach Abschluss des Projekts fachbe­
reichsöffentlich auszulegen. Über die Projektleistungen 
aller Projektteilnehmer und Projektteilnehmerinnen ist 
vom Projektleiter oder der Projektleiterin ein Gutachten 
anzufertigen und zusammen mit den Anteilen der Projekt­
teilnehmer und Projektteilnehmerinnen am Projektbericht 
benotet zu den Prüfungsakten zu geben. 

(5) Der als Prüfungsleistung zu bewertende Projektanteil 
jedes einzelnen Projektteilnehmers und jeder einzelnen 
Projektteilnehmerin muss durch die Kennzeichnung seiner 
beziehungsweise ihrer Teilnahme während der gesamten 
Projektdauer sowie aufgrund der Angabe von Kapiteln 
des Projektberichts, bearbeiteter Teilproblemstellungen 
oder anderer objektiver Kriterien, die eine eindeutige 
Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und 
bewertbar sein. Durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Projektleiter oder der Projektleiterin können sich 
auch Teams aus mehreren Projektteilnehmern und/oder 
Projektteilnehmerinnen damit einverstanden erklären, 
dass konkret spezifizierte, vom Team insgesamt erbrach­
te Prüfungsleistungen für alle Mitglieder desselben Teams 
mit der derselben Note bewertet werden. 

(6) Ein Projekt, das als Teil einer studienbegleitenden 
Fachprüfung angerechnet werden soll, ist vor seinem 
Beginn beim Prüfungsausschuss anzumelden. Bei der 
Anmeldung sind folgende Angaben zu machen: 

1. 	verantwortliche(r) Projektleiter oder verantwortliche 
Projektleiterin(nen), 

2. 	 Thema und Ziele des Projekts, 

3. geplante Projektdauer, 

4. 	Namensliste der Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
(gegebenenfalls vorläufig) sowie 

5. 	dasjenige Fach, für dessen Fachprüfung das Projekt 
als studienbegleitende Prüfungsleistung angerechnet 
werden soll. 
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(7) Über die Anrechnung eines Projekts als Teil einer 
studienbegleitenden Fachprüfung entscheidet der Prüfer, 
der für das betroffene Fach zuständig ist. Die Projektteil­
nehmer und Projektteilnehmerinnen werden vor Projekt­
beginn durch den Prüfungsausschuss informiert, ob das 
Projekt als studienbegleitende Fachprüfung angerechnet 
werden kann. Spätestens sechs Monate nach Projektbe­
ginn sind dem Prüfungsausschuss endgültig mitzuteilen: 

1. 	 Liste der Teilnehmer und Teilnehmerinnen, 

2. Projektbeschreibung und 

3. 	Zuordnung der Teilnehmer und Teilnehmerinnen zu 
Projektteilen. 

(8) Die Dauer eines Projekts, das als Teil einer studien­
begleitenden Fachprüfung angerechnet werden soll, be­
trägt in der Regel ein Semester. Abweichungen von die­
ser Regeldauer sind vom Projektleiter oder der Projektlei­
terin schriftlich zu begründen. 

§ 9 

Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen
 

und Prüfungsleistungen
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun­
gen an einer Universität oder einer gleichgestellten Hoch­
schule im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden 
anerkannt, soweit eine Gleichwertigkeit festgestellt ist. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Um­
fang und in den Anforderungen denjenigen des entspre­
chenden Studiums an der Universität Duisburg-Essen im 
Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer 
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge­
samtbewertung vorzunehmen. Studienzeiten, Studienleis­
tungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb des Gel­
tungsbereiches des Grundgesetzes erbracht wurden, 
werden bei Gleichwertigkeit auf Antrag anerkannt. Dabei 
sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrekto­
renkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie 
Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften 
zu beachten. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der 
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil­
dungswesen gehört werden. 

(2) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs­
leistungen in staatlich anerkannten Fernstudien gilt der 
Absatz 1 entsprechend. 

(3) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, 
sind die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar 
sind – zu übernehmen und nach Maßgabe dieser Ord­
nung in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
„bestanden“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der 
Anerkennung im Zeugnis ist zulässig. 

(4) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen 
Ausbildung an dem Versuch Oberstufenkolleg Bielefeld in
dem Wahlfach Ökonomie erbracht worden sind, werden 
als Studienleistungen auf das Grundstudium angerechnet, 
soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. 

(5) Studienbewerbern und Studienbewerberinnen, die 
aufgrund einer Einstufungsprüfung gemäß § 67 HG be­
rechtigt sind, das Studium in einem höheren Fachsemes­
ter aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung 

nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf Studien­
leistungen des Grundstudiums und auf Prüfungsleistun­
gen der Zwischenprüfung angerechnet. Die Feststellun­
gen im Zeugnis über die Einstufungsprüfung sind für den 
Prüfungsausschuss bindend. 

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 
5 besteht ein Rechtsanspruch auf Anerkennung. Die An­
erkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des Grund­
gesetzes erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. Der 
Studierende oder die Studierende hat die für die Anrech­
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

§ 10 

Prüfungsbedingungen für behinderte Studierende
 

(1) Behinderten Studierenden ist auf Antrag je nach Art 
der nachgewiesenen Behinderung und entsprechend den 
vorhandenen Möglichkeiten zu gestatten, gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 
Dabei ist die Chancengleichheit zu wahren. 

(2) Ist bei Prüfungen der Einsatz technischer Hilfsmittel 
erforderlich, so ist der Prüfungsausschuss gehalten, dies 
zu ermöglichen. Der Prüfungsausschuss kann insbeson­
dere eine angemessene Verlängerung der schriftlichen 
Prüfung oder die Ersetzung derselben durch eine zusätz­
liche mündliche Prüfung zulassen. Analoges gilt für den 
Ersatz einer mündlichen durch eine schriftliche Prüfung. 
Alle Maßnahmen dieser Art sind im Prüfungsprotokoll zu 
vermerken. 

(3) Der Antrag auf Maßnahmen der vorgenannten Art ist 
aus Anlass der Meldung zur entsprechenden Prüfung zu 
stellen. Die Entscheidung ist dem Kandidaten oder der 
Kandidatin unverzüglich mitzuteilen und im Falle einer 
Ablehnung zu begründen. 

§ 11 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung 


(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" 
(5,0) bewertet, wenn der Kandidat oder die Kandidatin 
einen Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder 
wenn der Kandidat oder die Kandidatin nach Beginn der 
Prüfung ohne triftigen Grund von der Prüfung zurücktritt. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend 
gemachten Gründe müssen beim Prüfungsamt unverzüg­
lich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
Bei Krankheit hat der Kandidat oder die Kandidatin beim 
Prüfungsamt ein ärztliches Attest vorzulegen. Die ärztli­
che Bescheinigung muss folgende inhaltliche Kriterien 
aufweisen: voraussichtliche Dauer der Krankheit, medizi­
nische Befundtatsachen, Art der sich aus der Krankheit 
ergebenden Beeinträchtigung, Untersuchungstag, Stem­
pel und Unterschrift des Arztes. In Wiederholungs- und 
Zweifelsfällen kann ein ärztliches Attest eines Vertrau­
ensarztes oder Amtsarztes verlangt werden. Die Ent­
scheidung über die Anerkennung erfolgt im Zusammen­
hang mit der Notenbekanntgabe. 

(3) Wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb 
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird, gilt die 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewer­
tet. Die Frist für die Anfertigung einer bereits ausgegebe-
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nen Bachelor-Arbeit kann, wenn ein triftiger Grund unver­
züglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht wird, 
auf Antrag des Kandidaten oder der Kandidatin durch den 
Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses verlängert werden. Im Falle einer Erkrankung 
gilt Abs. 2 Satz 2 bis 4 entsprechend. Die Verlängerung 
der Bearbeitungszeit – mit Ausnahme der Verlänge­
rungsmöglichkeit nach § 24a Abs. 5 Satz 3 - darf insge­
samt zwei Wochen nicht überschreiten. Ungeachtet des 
§24a Abs. 5 Satz 4 kann bei länger andauernden Hinde­
rungsgründen die Aufgabe zurückgegeben werden. Der 
Kandidat oder die Kandidatin erhält auf Antrag eine neue 
Aufgabe. Die Entscheidung über die Verlängerung durch 
die/den Vorsitzende(n) des Prüfungsausschusses wird 
ihr/ihm schriftlich mitgeteilt. 

(4) Versucht der Kandidat oder die Kandidatin das Ergeb­
nis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut­
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausrei­
chend" (5,0) bewertet. Die Gründe des Abs. 4 Satz 1 sind 
aktenkundig zu machen. Wer vorsätzlich eine Täuschung 
über eine Prüfungsleistung begeht, handelt ordnungswid­
rig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 
bis zu 50.000,00 Euro geahndet werden. Im Falle mehrfa­
chen oder sonstigen schwerwiegenden Täuschungsver­
suchs kann der Kandidat oder die Kandidatin zudem ex­
matrikuliert werden. 

(5) Der Kandidat oder die Kandidatin, der oder die den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von 
dem jeweiligen Prüfer oder der jeweiligen Prüferin oder 
der Aufsicht führenden Person in der Regel nach Abmah­
nung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausge­
schlossen werden. Der Prüfungsausschuss wird ermäch­
tigt, Richtlinien zur ordnungsgemäßen Durchführung der 
Prüfungen zu erlassen. Die Gründe für den Ausschluss 
sind aktenkundig zu machen. In diesem Fall gilt die betref­
fende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) 
bewertet. 

(6) Belastende Entscheidungen des Vorsitzenden oder 
der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses gemäß Abs. 
4 Sätze 1 und 5 sowie Abs. 5 sind dem Kandidaten oder 
der Kandidatin unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Vor der Entscheidung ist dem Kandidaten bzw. 
der Kandidatin rechtliches Gehör zu gewähren. Zuständi­
ge Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahnung 
von Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 4 Satz 3 ist der 
Kanzler oder die Kanzlerin. 

(7) Für die Inanspruchnahme von Schutzbestimmungen 
entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzge­
setzes sowie entsprechend den Fristen des Bundeserzie­
hungsgeldgesetzes über die Elternzeit und ebenso die 
Berücksichtigung von Ausfallzeiten durch die Pflege von 
Personen im Sinne von § 65 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 HG legt 
der Prüfungsausschuss auf Antrag der oder des Studie­
renden die Prüfungsbedingungen unter Berücksichtigung 
des Einzelfalls fest. 

§ 12 
Leistungspunkte-System 

(1) Für jeden Studierenden, der zur Zwischenprüfung oder 
zur Bachelor-Prüfung zugelassen ist, werden durch das 
Prüfungsamt zwei Konten geführt. Auf dem ersten Konto 
werden Leistungspunkte („Kreditpunkte“) für studienbe­
gleitende Prüfungen gutgeschrieben, die im Rahmen der 
Zwischenprüfung oder Bachelor-Prüfung bestanden wur­
den. Auf dem zweiten Konto werden Maluspunkte für 
Prüfungen angelastet, die im Rahmen der Zwischenprü­
fung oder Bachelor-Prüfung nicht bestanden wurden oder 
als nicht bestanden gelten, sofern für die jeweils betroffe­
nen Prüfungen kein Freiversuch gemäß § 24 in Anspruch 
genommen wird. Die Ermittlung der Punktestände beider 
Konten erfolgt durch das Prüfungsamt in jedem Semester 
zu Beginn der Vorlesungszeit, und zwar nachdem die 
Bewertungen der vor Beginn der Vorlesungszeit abgehal­
tenen Prüfungen eingegangen sind. Dabei wird der Punk­
testand des Leistungspunktekontos immer vor dem Punk­
testand des Maluspunktekontos ermittelt. Die Punkte auf 
dem Leistungspunktekonto einerseits und auf dem 
Maluspunktekonto andererseits werden nicht saldiert. 

(2) Leistungs- oder Maluspunkte können für eine Prüfung 
nur dann erworben beziehungsweise angelastet werden, 
wenn die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. 	Für eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung oder 
eine Seminarleistung können nur dann Leistungs­
oder Maluspunkte erworben werden, wenn sich die 
zugehörigen Prüfungsleistungen auf den Inhalt eines 
Moduls aus Lehrveranstaltungen im Umfang von min­
destens 1 und höchstens 9 Semesterwochenstunden 
beziehen. Als ein solches Modul ist – innerhalb der 
vorgegebenen Grenzen an Semesterwochenstunden 
– sowohl eine einzelne Lehrveranstaltung als auch ei­
ne Gruppe von inhaltlich zusammenhängenden Lehr­
veranstaltungen zulässig. 

2. 	Für ein Projekt können nur dann Leistungs- oder Ma­
luspunkte erworben werden, wenn die dort von einem 
Studierenden erbrachten fachlichen Leistungen als 
Teil einer studienbegleitenden Prüfung in einem Teil 
einer studienbegleitenden Prüfung in einem Stu­
dienfach angerechnet werden. 

3. 	Für eine Prüfung können nur dann Leistungspunkte 
erworben werden, wenn das Leistungspunktekonto 
noch keine Leistungspunkte beinhaltet, die entweder 
für die gleiche Prüfung gutgeschrieben wurden oder 
aus Studien- oder Prüfungsleistungen stammen, die 
an einer anderen Hochschule erbracht und für die be­
troffene Prüfung angerechnet wurden. 

(3) Für eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung werden 
Leistungs- und Maluspunkte nach folgenden zusätzlichen 
Bestimmungen vergeben: 

1. 	Für eine bestandene lehrveranstaltungsbezogene 
Prüfung werden in der Regel so viele Leistungspunkte 
gutgeschrieben, wie diejenigen Lehrveranstaltungen 
an Semesterwochenstunden umfassen, auf die sich 
die Prüfung desselben Moduls erstreckt. 
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2. 	Abweichend von der Regel aus Nr. 1 sollen für eine 
bestandene lehrveranstaltungsbezogene Prüfung, die 
sich auf eine Vorlesung und eine vorlesungsbegleiten­
de Übung aus demselben Modul erstreckt, nur so viele 
Leistungspunkte gutgeschrieben werden, wie die 
zugrunde liegende Vorlesung an Semesterwochen­
stunden umfasst. Dieser Sonderfall gilt jedoch nur
dann, wenn die vorlesungsbegleitende Übung keine 
zusätzlichen Kenntnisse oder Fähigkeiten vermittelt, 
die über den Inhalt der zugrunde liegenden Vorlesung 
hinausreichen. 

3. 	Für eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung, die 
zum ersten Mal nicht bestanden wurde oder als nicht 
bestanden gilt, wird die Hälfte derjenigen Leistungs­
punkte, die gemäß den Regelungen unter Nr. 1 und 2 
im Bestehensfall erreichbar gewesen wären, als Ma­
luspunkte angelastet, sofern für die Prüfung kein Frei­
versuch gemäß § 24 in Anspruch genommen wurde. 

4. 	Für eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung, die 
zum zweiten oder weiteren Mal nicht bestanden wurde 
oder als nicht bestanden gilt, werden diejenigen Leis­
tungspunkte, die gemäß den Regelungen unter Nr. 1 
und 2 im Bestehensfall erreichbar gewesen wären, als 
Maluspunkte angelastet. 

(4) Für eine Seminarleistung werden Kredit- und Malus­
punkte nach folgenden zusätzlichen Bestimmungen ver­
geben: 

1. 	Für ein bestandenes Seminar werden 2 Kreditpunkte 
gutgeschrieben. 

2. 	Für ein Seminar, das nicht bestanden wurde oder als 
nicht bestanden gilt, wird 1 Maluspunkt angelastet. 
Dies gilt unabhängig davon, ob das Seminar zum ers­
ten oder zum wiederholten Mal nicht bestanden wur­
de. 

3. 	Für Seminarleistungen können keine Freiversuche 
geltend gemacht werden. 

(5) In der Zwischenprüfung dürfen maximal 30,0 und in 
der Bachelor-Prüfung maximal 12,5 Maluspunkte angela­
stet werden. 

(6) Für die Bachelor-Arbeit werden 6 Kreditpunkte gutge­
schrieben. 

§ 13 

Wiederholung von Prüfungen
 

(1) Prüfungen, die nicht bestanden sind oder als nicht 
bestanden gelten, können wiederholt werden, solange die 
höchstzulässige Maluspunkteanzahl gemäß § 12 Absatz 5 
nicht überschritten ist. Fehlversuche an anderen Hoch­
schulen sind anzurechnen. 

(2) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfung ist nicht 
zulässig, es sei denn im Rahmen der Freiversuchsrege­
lung für die Bachelor-Prüfung gemäß § 24. 

(3) Ist die Bachelor-Arbeit bestanden, kann sie nicht mehr 
wiederholt werden. Wurde die Bachelor-Arbeit nicht be­
standen, kann sie einmal wiederholt werden. 

§ 13a 

Einsichtnahme in die Prüfungsakten
 

Nach Abschluss der jeweiligen Prüfung zu Lehrveranstal­
tungen, der Seminar- sowie der Abschlussarbeit wird dem 
Studierenden auf Antrag Einsicht in die eigenen schriftli­
chen Prüfungsarbeiten, in Gutachten und in die Prüfungs­
protokolle gewährt. Der Antrag ist binnen zwölf Monaten 
nach Abschluss des Prüfungsverfahrens über das Prü­
fungsamt an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu richten. Das Recht auf Einsicht in die Prüfungsakten ist 
ausgeschlossen, soweit die Prüfungsentscheidung be­
standskräftig geworden ist. Der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsicht­
nahme. 

II. Zwischenprüfung 

§ 14 

Zulassung zur Zwischenprüfung
 

(1) Die Zulassung zur Prüfung setzt voraus, dass ein 
Kandidat oder eine Kandidatin: 

1. 	eine der nachstehend genannten Qualifikationen be­
sitzt: 

a) 	 ein Zeugnis der Hochschulreife oder 

b) 	 ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständi­
gen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkann­
tes Zeugnis, 

2. 	an der Universität Duisburg-Essen für den Bachelor-
Studiengang Medizin-Management eingeschrieben 
oder als Zweithörer oder als Zweithörerin zugelassen 
ist, 

3. 	 eine Erklärung darüber abgibt, ob er beziehungsweise 
sie eine entsprechende Prüfung nicht oder endgültig 
nicht bestanden hat, 

4. 	eine Erklärung darüber abgibt, ob er seinen bezie­
hungsweise sie ihren Prüfungsanspruch durch Ver­
säumen einer Frist verloren hat, und 

5. 	 eine Erklärung darüber abgibt, ob er beziehungsweise 
sie sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet. 

(2) Für den Nachweis der Hochschulreife gemäß Absatz 1 
Nr. 1a) ist entweder ein Zeugnis der allgemeinen Hoch­
schulreife oder ein Zeugnis der einschlägigen fachgebun­
denen Hochschulreife erforderlich. Solange keine allge­
mein verbindliche Regelung der Einschlägigkeit einer 
fachgebundenen Hochschulreife für Studiengänge im 
Bereich Medizin-Management existiert, wird sie vom Prü­
fungsausschuss nach Maßgabe folgender Regelungen 
festgestellt: 

1. 	Auf Antrag eines Kandidaten oder einer Kandidatin 
entscheidet der Prüfungsausschuss im Einzelfall, ob 
die fachgebundene Hochschulreife des Kandidaten 
beziehungsweise der Kandidatin für den Bereich 
Medizin-Management als einschlägig einzustufen ist. 
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2. 	Der Prüfungsausschuss kann generalisierende Fest­
stellungen treffen, welche fachgebundenen Hoch­
schulreifen für den Bereich Medizin-Management oh­
ne Prüfung des Einzelfalls als einschlägig anerkannt 
werden. Diese Feststellungen sind so zu befristen, 
dass sie ihre Geltung verlieren, sobald eine allgemein 
verbindliche Regelung der Einschlägigkeit einer fach­
gebundenen Hochschulreife für Studiengänge im Be­
reich Medizin-Management vorliegt. 

(3) Im Rahmen der Lehrveranstaltungen nach freier Wahl 
der Studierenden gemäß § 3 Absatz 3 Buchstabe (B) wird 
der Besuch von Lehrveranstaltungen in den folgenden 
Fächern nachdrücklich empfohlen: 

1. Wirtschaftsenglisch, 

2. 	 Mathematik für Wirtschaftswissenschaftler, 

3. 	 Technik des betrieblichen Rechnungswesens sowie 

4. Präsentations-, Moderations- und Rhetorik-Kurse. 

(4) Beim Prüfungsausschuss ist die Zulassung zur Zwi­
schenprüfung schriftlich zu beantragen. Dem Antrag sind 
Nachweise über das Vorliegen aller genannten Voraus­
setzungen zur Prüfungszulassung beizufügen. Der Prü­
fungsausschuss oder sein Vorsitzender oder seine Vorsit­
zende, gegebenenfalls vertreten durch einen Stellvertreter 
oder eine Stellvertreterin, entscheidet über die Zulassung 
zur Zwischenprüfung. Die Zulassung ist abzulehnen, 
wenn die vorgelegten Unterlagen unvollständig sind oder 
die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt werden. 

§ 15 
Zulassungsverfahren 

(1) Über die Zulassung zur Zwischenprüfung entscheidet 
der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses. 

(2) Die Zulassung ist abzulehnen, 

a) 	wenn mindestens eine der Zulassungsvoraussetzun­
gen aus § 14 Absatz 1 nicht erfüllt wird, 

b) 	 wenn die Unterlagen unvollständig sind oder 

c) 	 wenn der Kandidat oder die Kandidatin die Zwischen­
prüfung, die Bachelor-Prüfung, die Master-Prüfung, 
die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in ei­
nem verwandten Studiengang an einer Hochschule im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht 
bestanden hat. 

(3) Andernfalls ist die Zulassung zu gestatten. 

§ 16 1
 

Umfang und Art der Zwischenprüfung
 

(1) Die Zwischenprüfung besteht aus lehrveranstaltungs­
bezogenen Prüfungen in den folgenden vier Fächern 
(Prüfungsfächern): 

1. 	 Pflichtfach Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre, 

1 Beachte Übergangsbestimmung in Artikel II Pkt. 3 d) der 3. ÄO 
vom 1. Februar 2007, in Kraft getreten rückwirkend zum 1. Okto­
ber 2006, abgedruckt im Anhang III  

2. 	 Pflichtfach Grundzüge der Wirtschaftsinformatik, 

3. 	 Pflichtfach Grundzüge der Volkswirtschaftslehre 

4. 	 Wahlpflichtfach: 

4a. entweder Rechtswissenschaft 

4b. oder Statistik 

(2) In den Prüfungsfächern gemäß Absatz 1 sind folgende 
Module mit den jeweils zugeordneten Vorlesungen (VO)
und Übungen (UE) im Umfang der jeweils nachstehenden 
Semesterwochenstunden (SWS) zu belegen: 

1. 	Module des Prüfungsfachs Grundzüge der Betriebs­
wirtschaftslehre (24 SWS): 

a) Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre  VO2 
b) Absatzmarketing          VO1+UE1 
c) Operatives Produktionsmanagement          VO2+UE2 
c) Externes Rechnungswesen          VO2+UE2 
d) Investition und Finanzierung         VO2+UE2 
e) Kosten- und Leistungsrechnung    VO2+UE2 
f) Unternehmensführung   VO2+UE2 

2. 	Module des Prüfungsfachs Grundzüge der Wirt­
schaftsinformatik (8 SWS): 

a) Wirtschaftsinformatik I VO2 
b) Wirtschaftsinformatik II VO2+UE2 
c) 	 Informationsverarbeitung –  

Organisation & Planung VO2 

3. 	Module des Prüfungsfachs Grundzüge der Volkswirt­
schaftslehre (18 SWS): 

a) Einführung in die Volkswirtschaftslehre  VO2 
b) Mikroökonomische Theorie I    VO2+UE2 
c) Makroökonomische Theorie I       VO2+UE2 
d) Mikroökonomische Theorie II   VO2+UE2 
e) Makroökonomische Theorie II      VO2+UE2 

4a. Modul des Prüfungsfachs Rechtswissenschaft  
(9 SWS) mit den Lehrveranstaltungen:  
Einführung/Grundlagen VO1 
Wirtschaftsprivatrecht 1  VO3+UE1 
Wirtschaftsprivatrecht 2  VO3+UE1 

4b. Module des Prüfungsfachs Statistik (9 SWS):  
a) Deskriptive Statistik VO2+UE2 

Wirtschaftsstatistik VO1 
b) Induktive Statistik  VO2+UE2 

(3) Nachträgliche Erweiterungen und Reduzierungen des 
Angebots von Modulen und zugehörigen Lehrveranstal­
tungen sowie deren Umbenennungen sind für die Prü­
fungsfächer gemäß Absatz 2 zulässig, wenn diese Verän­
derungen: 

1. 	 nach Stellungnahme durch den Prüfungsausschuss 

2. 	 vom Fachbereichsrat beschlossen und 

3. 	 vom Prüfungsausschuss veröffentlicht werden. 
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§ 17 2
 

Durchführung der Zwischenprüfung
 

(1) Die Zwischenprüfung wird durch je eine studienbeglei­
tende Fachprüfung in jedem der vier Prüfungsfächer aus 
§ 16 Absatz 1 durchgeführt. Jede dieser vier studienbe­
gleitenden Fachprüfungen besteht aus lehrveranstal­
tungsbezogenen Prüfungen zu allen Modulen, die in § 16 
Absatz 2 den vier Prüfungsfächern jeweils zugeordnet 
sind. 

(2) Jede lehrveranstaltungsbezogene Prüfung besteht aus 
einer Klausurarbeit, die studienbegleitend abzulegen ist. 
Die Klausurarbeit ist im Anschluss an die Lehrveranstal­
tung oder die Lehrveranstaltungen des zugehörigen Mo­
duls anzubieten, und zwar einmal unmittelbar nach dem 
Ende der Vorlesungszeit und ein weiteres Mal unmittelbar 
vor dem Beginn der Vorlesungszeit des direkt nachfol­
genden Semesters. Die Klausurarbeit beinhaltet entweder 
die Bearbeitung mehrerer Teilaufgaben oder die Bearbei­
tung eines zusammenhängenden Themas oder die Be­
antwortung von Fragen. Bei einer Themenbearbeitung 
müssen mindestens zwei Alternativen zur Auswahl durch 
den Studierenden oder die Studierende angeboten wer­
den. Bei einer Fragenbeantwortung ist die Gesamtzahl 
der erreichbaren Punkte um 20 Prozent höher anzuset­
zen, als für die Erreichung der Note „sehr gut“ erforderlich 
ist. Die Dauer einer Klausurarbeit beträgt pro Semester­
wochenstunde Vorlesung desjenigen Moduls, dem die 
Klausurarbeit zugeordnet ist, mindestens 15 und höchs­
tens 60 Minuten. Eine lehrveranstaltungsbezogene Prü­
fung ist genau dann bestanden, wenn die zugehörige 
Klausurarbeit mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) 
bewertet wurde. Für bestandene lehrveranstaltungsbezo­
gene Prüfungen werden Leistungspunkte gemäß § 12 
Absatz 3 Nr. 1 und 2 gutgeschrieben. Für lehrveranstal­
tungsbezogene Prüfungen, die nicht bestanden wurden 
oder als nicht bestanden gelten, werden Maluspunkte 
gemäß § 12 Absatz 3 Nr. 3 und 4 angelastet. 

(3) Die Fachprüfungen in den vier Prüfungsfächern der 
Zwischenprüfung sind jeweils genau dann bestanden, 
wenn folgende Leistungspunkteanzahlen gutgeschrieben 
wurden: 

1. 	 Grundzüge der 
Betriebswirtschaftslehre:         13 Leistungspunkte 

2. 	 Grundzüge der 
Wirtschaftsinformatik: 6 Leistungspunkte 

3. 	 Grundzüge der 
Volkswirtschaftslehre:        10 Leistungspunkte 

4. 	 a) Rechtswissenschaft:     7 Leistungspunkte 
b) Statistik: 5 Leistungspunkte 

(4) Die Fachprüfung ist in jedem der vier Prüfungsfächer 
der Zwischenprüfung endgültig nicht bestanden, wenn die 
zum Bestehen gemäß Absatz 3 erforderliche Leistungs­
punkteanzahl im betroffenen Prüfungsfach noch nicht 
erreicht wurde und die höchstzulässige Maluspunktean­
zahl gemäß § 12 Absatz 5 für die Zwischenprüfung insge­
samt überschritten ist. 

§ 18 

Bewertung der Prüfungsleistungen
 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen wer­
den von den jeweiligen Prüfern oder Prüferinnen festge­
setzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind 
folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut:  	 eine hervorragende Leistung; 
2 = gut: 	 eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt;  

3 = befriedigend:  	 eine Leistung, die durchschnitt­
lichen Anforderungen entspricht;  

4 = ausreichend: 	 eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen 
genügt; 

5 = nicht ausreichend: 	 eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen 
werden Zwischenwerte durch Erniedrigen und Erhöhen 
der einzelnen Noten um 0,3 gebildet. Die Noten 0,7 / 4,3 / 
4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

(2) Die Note eines Prüfungsfachs (Fachnote), die aus 
mehreren lehrveranstaltungsbezogenen Prüfungen be­
steht, wird als gewichteter arithmetischer Mittelwert aus 
den Noten für diejenigen Prüfungsleistungen gemäß § 17 
Absatz 2 errechnet, die bestanden wurden und zu den 
Modulen des jeweils betroffenen Prüfungsfachs gehören. 
Als Notengewichte dienen die Leistungspunkteanzahlen, 
die jeder Prüfungsleistung gemäß § 17 Absatz 2 sowie 
§ 12 Absatz Nr. 1 und 2 für den Fall einer mindestens 
ausreichenden Bewertung zugeordnet sind. Bei der Be­
rechnung des Mittelwerts erfolgt keine Rundung; es wird 
nur eine Dezimalstelle ausgewiesen. 

§ 19 

Bestehen der Zwischenprüfung
 

und Bildung der Gesamtnote
 

(1) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn die Fach­
prüfungen in allen Prüfungsfächern gemäß § 16 Absatz 1 
bestanden sind. 

(2) Die Gesamtnote der bestandenen Zwischenprüfung 
errechnet sich aus dem ungewichteten und ungerundeten 
Mittelwert der Fachnoten für die vier Prüfungsfächer. Bei 
der Berechnung des Mittelwerts erfolgt keine Rundung; es 
wird nur eine Dezimalstelle ausgewiesen. 

2 Beachte Übergangsbestimmung in Artikel II Pkt. 3 e) der 3. ÄO 
vom 1. Februar 2007, in Kraft getreten rückwirkend zum 1. Okto­
ber 2006, abgedruckt im Anhang III  
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(3) Die Gesamtnote für die bestandene Zwischenprüfung 
lautet: 

bei einem Durchschnitt bis ein 
schließlich 1,5: sehr gut 

bei einem Durchschnitt über 1,5 
bis einschließlich 2,5: gut 
bei einem Durchschnitt über 2,5 
bis einschließlich 3,5: befriedigend 
bei einem Durchschnitt über 3,5 
bis einschließlich 4,0: ausreichend 

(4) Die Zwischenprüfung ist endgültig nicht bestanden, 
wenn die höchstzulässige Maluspunkteanzahl gemäß 
§ 12 Absatz 5 für die Zwischenprüfung insgesamt über­
schritten ist. 

§ 20 

Zeugnis über die Zwischenprüfung
 

(1) Über die bestandene Zwischenprüfung wird unverzüg­
lich, möglichst innerhalb von sechs Wochen nach Ab­
schluss der letzten Fachprüfung ein Zeugnis ausgestellt. 

(2) Das Zeugnis enthält die einzelnen Fachnoten und die 
Gesamtnote der Zwischenprüfung. Weitere Prüfungsleis­
tungen können auf Antrag in das Zeugnis aufgenommen 
werden. Als Datum des Zeugnisses ist der Tag an­
zugeben, an dem die letzte Prüfungsleistung für die Zwi­
schenprüfung erbracht worden ist. Das Zeugnis wird von 
dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses unterzeichnet. 

(3) Ist die Zwischenprüfung endgültig nicht bestanden 
oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses dem Kandidaten oder der Kandidatin hierüber einen 
schriftlichen Bescheid. Der Bescheid über eine endgültig 
nicht bestandene beziehungsweise über eine als endgül­
tig nicht bestanden geltende Zwischenprüfung ist mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(4) Hat der Kandidat oder die Kandidatin die Zwischenprü­
fung gemäß § 19 Absatz 4 endgültig nicht bestanden, wird 
ihm beziehungsweise ihr auf Antrag eine schriftliche Be­
scheinigung ausgestellt, welche die erbrachten Prüfungs­
leistungen und deren Noten enthält. 

III. Bachelor-Prüfung 

§ 21 

Zulassung zur Bachelor-Prüfung
 

(1) Zur Bachelor-Prüfung kann nur zugelassen werden, 
wer: 

1. 	 die Voraussetzungen von § 14 erfüllt und 

2. 	 die Zwischenprüfung im Bachelor-Studiengang oder 
eine als gleichwertig angerechnete Prüfung bestan­
den hat. 

(2) Eine vorläufige Zulassung zur Bachelor-Prüfung ist 
möglich, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin 
die Voraussetzungen der Nr. 1 des Absatzes 1 erfüllt und 
im Rahmen der Zwischenprüfung mindestens 20 Leis­
tungspunkte erworben hat. In diesem Fall ist im Rahmen 
der Bachelor-Prüfung der vorläufige Erwerb von Leis­
tungspunkten gemäß § 23 möglich, wobei nicht mehr als 
10 Kreditpunkte aus Lehrveranstaltungen des Hauptstudi­
ums erworben werden dürfen. Maluspunkte werden im 
Rahmen der Bachelor-Prüfung endgültig angelastet. Frei­
versuche können nicht geltend gemacht werden. Sind die 
10 Kreditpunkte erreicht und die Zwischenprüfung immer 
noch nicht bestanden, so erlischt die vorläufige Zulassung 
automatisch. Bis zur Zulassung zur Bachelor-Prüfung ist 
die Erbringung weiterer Prüfungsleistungen des Haupt­
studiums nicht möglich. 

(3) Der Antrag auf Zulassung oder auf vorläufige Zulas­
sung zur Bachelor-Prüfung ist schriftlich zu stellen, und 
zwar mindestens 6 Wochen vor der ersten Prüfungsleis­
tung der Bachelor-Prüfung. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. 	 die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 
oder 2 genannten Voraussetzungen und 

2. 	 eine Erklärung darüber, ob der Kandidat oder die 
Kandidatin bereits die Bachelor-Prüfung, die Master-
Prüfung oder die Diplomprüfung im Studiengang 
Medizin-Management oder einem verwandten Stu­
diengang endgültig nicht bestanden hat oder ob er 
beziehungsweise sie bei einer anderen Hochschule 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes in einem 
entsprechenden Studiengang zur Bachelor-Prüfung, 
zur Master-Prüfung oder zur Diplomprüfung gemel­
det ist. 

Ist es dem Kandidaten oder der Kandidatin nicht möglich, 
eine diesbezüglich erforderliche Unterlage beizufügen, so 
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf 
andere Weise zu führen. 

(4) Über die Zulassung beziehungsweise vorläufige Zu­
lassung zur Bachelor-Prüfung entscheidet der Vorsitzen­
de oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 

(5) Die Zulassung beziehungsweise vorläufige Zulassung 
zur Bachelor-Prüfung ist abzulehnen, wenn: 

1. 	 mindestens eine der Voraussetzungen gemäß Ab­
satz 1 beziehungsweise 2 nicht erfüllt ist, 

2. 	 die Unterlagen gemäß Absatz 3 unvollständig sind 
oder 
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Die Module und zugehörigen Lehrveranstaltungen, die in 
den Pflichtfächern gemäß Nr. 2 und 3 zu belegen sind, 
werden durch die Studienordnung festgelegt. 

(4) Nachträgliche Erweiterungen und Reduzierungen des 
Angebots von Modulen und zugehörigen Lehrveranstal­
tungen sowie deren Umbenennungen sind für die Prü­
fungsfächer gemäß Absatz 2 zulässig, wenn diese Verän­
derungen 

1. 	nach Stellungnahme durch den Prüfungsausschuss 

2. 	vom Fachbereichsrat beschlossen und 

3. 	vom Prüfungsausschuss veröffentlicht werden. 

(5) Die Seminarleistungen gemäß Absatz 1 Nr. 2 werden 
in zwei verschiedenartigen Seminaren im Umfang von je 
zwei Semesterwochenstunden erbracht. Mindestens ein 
Seminar muss einem der Prüfungsfächer gemäß Absatz 2 
zugeordnet sein. Wenn die beiden Seminare den Prü­
fungsfächern gemäß Absatz 2 zugeordnet sind, dann 
dürfen sie nicht zum selben Prüfungsfach gehören. Das 
Nähere hinsichtlich der zulässigen Seminararten und 
Prüfungsfachzuordnungen regelt die Studienordnung. 

§ 23 

Durchführung der Bachelor-Prüfung 


(1) Die studienbegleitende Fachprüfung wird in jedem der 
drei Prüfungsfächer gemäß § 22 Absatz 2 durchgeführt in 
der Form von 

1. 	lehrveranstaltungsbezogenen Prüfungen zu allen 
Modulen, die den in § 22 Absatz 3 aufgeführten Prü­
fungsfächern zugeordnet sind, oder von 

2. 	Projekten, die gemäß § 8 Absatz 2 jeweils als Teil 
einer studienbegleitenden Fachprüfung angerechnet 
werden. 

(2) Die lehrveranstaltungsbezogenen Prüfungen in jedem 
der drei Prüfungsfächer gemäß § 22 Absatz 2 werden 
jeweils in schriftlicher und/oder mündlicher Form abge­
nommen. Über die Form der Prüfung entscheidet der 
jeweils zuständige Prüfer oder die jeweils zuständige 
Prüferin; von ihm beziehungsweise ihr ist die Prüfungs­
form zu Beginn der jeweils betroffenen Lehrveranstaltung 
durch Aushang bekannt zu geben. Die lehrveranstal­
tungsbezogenen Prüfungen werden wie folgt durchge­
führt: 

1. 	Die Prüfungen beziehen sich jeweils auf ein Modul, 
d.h. auf eine einzelne Lehrveranstaltung oder auf eine 
Gruppe von inhaltlich zusammenhängenden Lehrver­
anstaltungen, im Umfang von mindestens 1 und 
höchstens 9 Semesterwochenstunden. 

2. 	Die Prüfungen sind im Allgemeinen jeweils im An­
schluss an diese Lehrveranstaltungen anzubieten, und 
zwar einmal unmittelbar vor oder nach dem Ende der 
Vorlesungszeit und ein weiteres Mal unmittelbar vor 
dem Beginn der Vorlesungszeit des direkt nachfolgen­
den Semesters. In begründeten Ausnahmefällen kön­
nen die Prüfungen auch zu Sonderterminen während 
der Vorlesungszeit angeboten werden. Auch in diesen 
Ausnahmefällen ist jeweils ein zweiter Prüfungstermin 
im selben Semester anzusetzen. 

3. 	 der Kandidat oder die Kandidatin die Bachelor-
Prüfung, die Master-Prüfung oder die Diplomprüfung 
im Studiengang Medizin-Management oder einem 
verwandten Studiengang an einer Hochschule im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht 
bestanden hat. 

(6) Andernfalls ist die Zulassung zu gestatten. 

§ 22 

Umfang und Art der Bachelor-Prüfung
 

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus: 

1. 	 drei studienbegleitenden Fachprüfungen, 

2. 	 zwei studienbegleitenden Seminarleistungen und 

3. 	der Bachelor-Arbeit. 

(2) Gegenstand der drei Fachprüfungen gemäß Absatz 1 
Nr. 1 sind die folgenden drei Fächer (Prüfungsfächer): 

1. 	Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 

2. 	 Management im Gesundheitswesen sowie 

3. 	 Medizinische Systeme und Methoden. 

Im Rahmen der Bachelor-Prüfung erfolgt je eine Fachprü­
fung in den drei vorgenannten Prüfungsfächern. 

(3) In den Prüfungsfächern gemäß Absatz 2 sind Lehrver­
anstaltungen im Umfang der jeweils angegebenen Se­
mesterwochenstunden (SWS) zu belegen. 

1. 	 Pflichtfach 
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre: 8 SWS. 

Aus den folgenden drei Modulen müssen vier jeweils 
zweistündige Grundlagenveranstaltungen so belegt 
werden, dass aus jedem Modul mindestens eine 
Grundlagenveranstaltung ausgewählt ist: 

a) 	Modul A: 
– 	 Betriebswirtschaftliche Steuerlehre (VO2) 
– 	 Finanzwirtschaft (VO2) 
– 	 Unternehmensrechnung und  

Controlling (VO2)  
– 	 Wirtschaftsprüfung (VO2) 

b) 	 Modul B: 
– 	 Betriebliche Umweltwirtschaft und   

Controlling (VO2)  
– 	 Beschaffung, Logistik und  

Informationsmanagement (VO2)  
– 	 Energiewirtschaft (VO2) 
– 	 Produktion und Industrielles Informations- 

management (VO2)  

c) 	 Modul C: 
– 	 Marketing und Handel (VO2) 
– 	 Organisation und Planung (VO2) 
– 	 Personalwirtschaft (VO2)  
– 	 Wirtschaftsinformation (VO2) 

2. 	 Pflichtfach 
Management im Gesundheitswesen:   

3. 	 Pflichtfach 
Medizinische Systeme und Methoden:   

2 SWS 
2 SWS 

2 SWS 
2 SWS 

2 SWS 

2 SWS 
2 SWS 

2 SWS 

2 SWS 
2 SWS 
2 SWS 
2 SWS 

8 SWS 

8 SWS 
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3. 	Mündliche Prüfungen dauern pro Kandidat oder Kan­
didatin mindestens 20 und höchstens 40 Minuten. 
Schriftliche Prüfungen bestehen aus einer Hausarbeit 
oder aus einer ein- bis zweistündigen Klausurarbeit. 
Mündliche und schriftliche Prüfungsleistungen können 
auch miteinander kombiniert werden, wie z.B. bei ei­
ner Hausarbeit mit anschließender Präsentation. 

4. 	Wenn eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung in 
mehreren schriftlichen und/oder mündlichen Teilen er­
folgt, so ergibt sich die Gesamtnote als gewichteter 
arithmetischer Mittelwert der Noten aller Teilleistun­
gen. Über die Gewichtung der Teilleistungen ent­
scheidet der zuständige Prüfer oder die zuständige 
Prüferin. Bei der Berechnung der Gesamtnote erfolgt 
keine Rundung; es wird nur eine Dezimalstelle aus­
gewiesen. 

5. 	 Für die Teilnahme an einer lehrveranstaltungsbezoge­
nen Prüfung ist grundsätzlich eine Anmeldung beim 
Prüfungsamt erforderlich. Sofern es sich um Prüfungs­
leistungen zu Sonderterminen handelt, erfolgt die An­
meldung nicht beim Prüfungsamt, sondern beim zu­
ständigen Prüfer oder bei der zuständigen Prüferin. 

6. Eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung ist bestan­
den, wenn sie mindestens mit der (Gesamt-) Note 
„ausreichend“ (4,0) bewertet wird. Für eine bestande­
ne lehrveranstaltungsbezogene Prüfung werden Kre­
ditpunkte gemäß § 12 Absatz 3 Nr. 1 und 2 gutge­
schrieben. Eine erneute Teilnahme an einer zuvor 
schon bestandenen Prüfung ist nicht zulässig, es sei 
denn im Rahmen der Freiversuchsregelung gemäß 
§ 24. 

7. 	Falls eine lehrveranstaltungsbezogene Prüfung nicht 
bestanden ist oder als nicht bestanden gilt und wenn 
der Kandidat oder die Kandidatin keinen Freiversuch 
gemäß § 24 geltend gemacht hat, werden Maluspunk­
te gemäß § 12 Absatz 3 Nr. 3 und 4 angelastet. 

8. 	Für lehrveranstaltungsbezogene Prüfungen in den 
Prüfungsfächern gemäß § 22 Absatz 2 kann der zu­
ständige Prüfer oder die zuständige Prüferin einen 
Kanon von Pflichtleistungen festlegen, aus denen 
Leistungspunkte für das Bestehen der Fachprüfung 
erworben werden müssen. Die Erfüllung dieser Ver­
pflichtung kann vom zuständigen Prüfer oder der zu­
ständigen Prüferin übergeprüft werden. 

9. 	Falls ein Kandidat oder eine Kandidatin Prüfungsleis­
tungen im Ausland erbracht hat, so kann der zuständi­
ge Prüfer oder die zuständige Prüferin gemäß § 9 Ab­
satz 1 Sätze 4 bis 6 lehrveranstaltungsbezogene Prü­
fungen erlassen und stattdessen die im Ausland er­
brachten Prüfungsleistungen anrechnen. Über das 
Ausmaß solcher im Ausland erbrachter Prüfungsleis­
tungen entscheidet der zuständige Prüfer oder die zu­
ständige Prüferin im Rahmen der allgemeinen Aner­
kennungsregelungen von § 9. Das Verfahren der An­
rechnung wird vom Prüfungsamt unter Einbeziehung 
des zuständigen Prüfers oder der zuständigen Prüferin 
abgewickelt. 

(3) Die studienbegleitende Fachprüfung ist in jedem der 
drei Prüfungsfächer gemäß § 22 Absatz 2 bestanden, 
wenn für das betroffene Prüfungsfach mindestens 6 Leis­
tungspunkte gutgeschrieben wurden. Darüber hinaus ist 

die Fachprüfung im Prüfungsfach Allgemeine Betriebs­
wirtschaftslehre erst dann bestanden, wenn in jedem der 
drei Module dieses Prüfungsfachs gemäß § 22 Absatz 3 
Nr. 1 a) bis c) jeweils mindestens 2 Leistungspunkte gut­
geschrieben wurden. 

(4) Die studienbegleitende Fachprüfung ist in jedem der 
drei Prüfungsfächer gemäß § 22 Absatz 2 endgültig nicht 
bestanden, wenn die zum Bestehen gemäß Absatz 3 
erforderliche Leistungspunkteanzahl im betroffenen Prü­
fungsfach noch nicht erreicht wurde und die höchstzuläs­
sige Maluspunkteanzahl gemäß § 12 Absatz 5 für die 
Bachelor-Prüfung insgesamt überschritten ist. 

(5) Für Seminarleistungen aus 2 Seminaren gemäß § 22 
Absätze 1 und 5 müssen insgesamt mindestens 4 Leis­
tungspunkte erworben werden. 

(6) Die Seminarleistungen werden nach Maßgabe des 
jeweils zuständigen Prüfers (Seminarleiter) oder der zu­
ständigen Prüferin (Seminarleiterin) in schriftlicher und 
mündlicher Form erbracht. Die Form der Seminarleistun­
gen, die zum Bestehen eines Seminars erforderlich sind, 
müssen vom Prüfer oder von der Prüferin vor dem Semi­
narbeginn schriftlich bekannt gemacht werden. Seminare 
werden wie folgt durchgeführt: 

1. Seminarleistungen bestehen mindestens: 

– 	 aus einer schriftlichen Ausarbeitung (Hausarbeit) 
und 

– 	 aus einer Präsentation 

zu einem vom Prüfer oder von der Prüferin gestellten 
Thema. Darüber hinaus kann der Prüfer oder die Prü­
ferin weitere Zusatzleistungen festlegen. 

2. 	Für die Teilnahme an einem Seminar ist immer eine 
Anmeldung beim zuständigen Prüfer oder bei der zu­
ständigen Prüferin erforderlich. 

3. 	 Für ein bestandenes Seminar werden Leistungspunkte 
gemäß § 12 Absatz 4 Nr. 1 gutgeschrieben. Wenn ein 
Seminar nicht bestanden ist oder als nicht bestanden 
gilt, dann werden Maluspunkte gemäß § 12 Absatz 4 
Nr. 2 angelastet. 

4. 	Falls ein Kandidat oder eine Kandidatin Seminarleis­
tungen im Ausland erbracht hat, so kann der zuständi­
ge Prüfer oder die zuständige Prüferin gemäß § 9 Ab­
satz 1 Sätze 4 bis 6 Seminarleistungen erlassen und 
stattdessen die im Ausland erbrachten Seminarleis­
tungen anrechnen. Über das Ausmaß und das Verfah­
ren der Anrechnung solcher im Ausland erbrachter 
Seminarleistungen entscheidet der zuständige Prüfer 
oder die zuständige Prüferin im Rahmen der allgemei­
nen Anerkennungsregelungen von § 9. 

§ 24 
Freiversuch 

(1) Im Rahmen der Bachelor-Prüfung kann der Kandidat 
oder die Kandidatin bei der ersten Anmeldung zu jeder 
der lehrveranstaltungsbezogenen Prüfungen gemäß § 23 
Absatz 1 Nr. 1 jeweils einen Freiversuch geltend machen, 
vorausgesetzt, er beziehungsweise sie hat zur Zeit der 
Prüfung die Regelstudienzeit gemäß § 3 Absatz 1 noch 
nicht überschritten. 
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(2) Ist ein Freiversuch geltend gemacht worden und wird 
die Prüfungsleistung mit der Note „ausreichend“ (4,0) oder 
besser bewertet, so kann der Kandidat oder die Kandida­
tin an der entsprechenden Prüfung beim nächsten Ter­
min, an dem die entsprechende Prüfung erneut angebo­
ten wird, ein zweites Mal teilnehmen. Gewertet wird dann 
die bessere der beiden erzielten Noten (sofern sie nicht 
identisch sind). Die Leistungspunkte werden jedoch schon 
nach der ersten bestandenen Prüfung gutgeschrieben. 

(3) Ist ein Freiversuch geltend gemacht worden und wird 
die Prüfungsleistung mit der Note „nicht ausreichend“ 
(5,0) bewertet, so wird das Maluspunktekonto nicht be­
lastet. Gilt die Prüfung aufgrund einer durch den Kandida­
ten oder die Kandidatin verschuldeten Regelwidrigkeit als 
„nicht bestanden“ (5,0), so werden in jedem Falle Malus­
punkte angelastet. 

(4) Für Seminarleistungen können keine Freiversuche 
geltend gemacht werden. 

(5) Das Prüfungsamt führt über die von einem Kandidaten 
oder einer Kandidatin geltend gemachten Freiversuche 
und die dabei jeweils gutgeschriebenen Leistungspunkte 
Buch. In jedem Semester des Hauptstudiums innerhalb 
der Regelstudienzeit können Freiversuche maximal im 
Gegenwert von 10 Leistungspunkten geltend gemacht 
werden. 

(6) Bei der Berechnung des in Absatz 1 genannten Zeit­
punkts bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten 
nicht als Unterbrechung, während derer der Kandidat oder 
die Kandidatin nachweislich wegen längerer schwerer 
Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund am 
Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbe­
sondere anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der 
Mutterschutzfrist in die Vorlesungszeit fallen. Für den Fall 
der Erkrankung ist es erforderlich, dass der Kandidat oder 
die Kandidatin unverzüglich eine ärztliche Untersuchung 
herbeigeführt hat und mit der Anmeldung zur Prüfung das 
ärztliche Zeugnis vorliegt, das die medizinischen Befund­
tatsachen enthält, aus denen sich die Studierunfähigkeit 
ergibt. Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium 
bis zu drei Semestern, wenn der Kandidat oder die Kan­
didatin nachweislich an einer ausländischen Hochschule 
für das Studienfach, in dem er beziehungsweise sie die 
Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen möchte, ein­
geschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in ange­
messenem Umfang, in der Regel von mindestens 8 Se­
mesterwochenstunden, besucht und je Semester mindes­
tens einen Leistungsnachweis erworben hat. Ferner blei­
ben Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens 
jedoch bis zu zwei Semestern unberücksichtigt, wenn der 
Kandidat oder die Kandidatin nachweislich während die­
ser Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgeschrie­
benen Gremien oder satzungsmäßigen Organen der 
Hochschule tätig war. 

§ 24a 
Bachelor-Arbeit 

(1) Die Bachelor-Arbeit soll zeigen, dass die oder der 
Studierende in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen 
Frist ein Problem aus dem Bereich der Betriebswirt­
schaftslehre selbständig nach wissenschaftlichen Metho­
den zu bearbeiten. 

(2) Zur Bachelor-Arbeit kann nur zugelassen werden, wer 
die Zwischenprüfung abgeschlossen hat, mindestens 10 
Leistungspunkte durch studienbegleitende Leistungen der 
Bachelor-Prüfung nach § 22 Absatz 3 und mindestens 
2 Leistungspunkte in einem der beiden Seminaren nach 
§ 22 Absätze 1 und 5 erworben hat. 

(3) Das Thema der Bachelor-Arbeit wird von einem Pro­
fessor oder einem Privatdozenten des Fachbereichs Wirt­
schaftswissenschaften oder der Medizinischen Fakultät 
gestellt und betreut, der in diesem Studiengang Lehrver­
anstaltungen durchführt. Über Ausnahmen entscheidet 
der Prüfungsausschuss. 

(4) Das Thema muss einem der Prüfungsfächer nach 
§ 22 Absatz 2 zugeordnet sein. Für das Thema der 
Bachelor-Arbeit haben die Studierenden ein Vorschlags­
recht. Nach Möglichkeit soll auf die gemachten Vorschlä­
ge eingegangen werden. Das Thema muss so gestellt 
werden, dass die Bachelor-Arbeit innerhalb der vorgese­
henen Bearbeitungszeit abgeschlossen werden kann. Die 
Zuteilung des Themas bedarf der Genehmigung durch die 
Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses. Auf Antrag sorgt der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses dafür, dass ein Kandidat rechtzeitig ein 
Bachelor-Arbeits-Thema erhält. 

(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Arbeit beträgt 6 
Wochen. Diese Zeit beginnt mit der Ausgabe des Themas 
vorbehaltlich der Genehmigung durch den Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses. Der Prüfungsausschuss kann 
in antragsmäßig begründeten Einzelfällen die Bearbei­
tungszeit um bis zu zwei Wochen verlängern. Das Thema 
kann einmal innerhalb der ersten drei Wochen der Bear­
beitungszeit zurückgegeben werden. In diesem Falle gilt 
das Thema als noch nicht ausgegeben. Der Umfang der 
Bachelor-Arbeit soll in der Regel mindestens 25 und 
höchstens 50 Seiten betragen. Im Übrigen gilt § 11 
Abs. 3. 

(6) Die Bachelor-Arbeit ist eine Einzelleistung. Gruppen-
arbeiten sind nur ausnahmsweise zugelassen. Die Zulas­
sung von Gruppenarbeiten erfolgt nach einem ausführlich 
begründeten Antrag des Themenstellers durch den Prü­
fungsausschuss. Die Zulassung kann nur dann erfolgen, 
wenn glaubhaft gemacht werden kann, dass die als Prü­
fungsleistung zu bewertenden Leistungen der einzelnen 
Personen aufgrund entsprechender Seiten- bzw. Kapitel-
angaben deutlich unterscheidbar sein werden. Das Gut­
achten muss auf diese Unterscheidung ausdrücklich ein­
gehen. 

(7) Bei der Abgabe der Bachelor-Arbeit hat der Kandidat 
schriftlich zu versichern, dass er die gegenständliche 
Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die ange­
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt, und noch keiner 
anderen Stelle zu Prüfungszwecken vorgelegt hat. Bei 
Gruppenarbeiten muss eine solche Erklärung einzeln 
durch jedes Gruppenmitglied erfolgen, und zwar unter 
genauer Angabe von Seiten bzw. Kapiteln, auf die sich 
diese Erklärungen jeweils beziehen. 

(8) Die Bachelor-Arbeit ist fristgerecht in dreifacher Aus­
fertigung beim Prüfungsamt abzuliefern. Bei Überschrei­
tung der Frist gilt die Arbeit als mit "nicht ausreichend" 
bewertet. 

Februar 2007 



 

 

 
    

  
 

 

 

 
 

  

 
 

 

 
 

 
 

 

  

 
 
 

 

 
 

 

  

 

   

 

 
 
 

  

  
  

 
  

 
   

 
 
 
 

 
  

 
 

 

  

 

 

 
 
 

 
 
 
  

 

 
  

 
 

 

Universität Bereinigte Sammlung der Satzungen Ziffer 8.27.Altreg 
Duisburg-Essen und Ordnungen Seite 14 

(Altregelung) 

(9) Die Bachelor-Arbeit ist von zwei Prüfern zu begutach­
ten und zu benoten. Einer der Prüfer ist der Themenstel­
ler, der zweite wird von der Vorsitzenden bzw. dem Vor­
sitzenden des Prüfungsausschusses aus dem Kreise der 
am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften oder an der 
Medizinischen Fakultät tätigen Professoren oder Privat­
dozenten bestimmt. Mindestens ein Prüfer muss Profes­
sor sein. In Ausnahmefällen können Hochschullehrer 
anderer Fachbereiche oder Hochschulen als zweiter Prü­
fer benannt werden. 

(10) Die Bewertung ist schriftlich zu begründen. Beträgt 
die Notendifferenz zwischen den beiden Gutachtern nicht 
mehr als 2,0, so erhält die Bachelor-Arbeit als Note das 
arithmetische Mittel aus den Einzelnoten, falls beide min­
destens "ausreichend" lauten. Beträgt die Notendifferenz 
mehr als 2,0, dann wird vom Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses ein dritter Gutachter bestellt, und die 
Bachelor-Arbeit wird mit dem arithmetischen Mittel aus 
den zwei besseren Noten bewertet. Eine positive Beno­
tung der Bachelor-Arbeit ist ausgeschlossen, wenn zwei 
der drei Gutachten mit der Note "nicht ausreichend" ab­
schließen. Die Bewertung der Bachelor-Arbeit ist dem 
Kandidaten in der Regel spätestens nach 8 Wochen mit­
zuteilen. 

(11) Die Bachelor-Arbeit ist bestanden, wenn sie insge­
samt mit der Note "ausreichend" oder besser beurteilt 
wurde. 

§ 25 
Zusatzfächer 

Der Kandidat oder die Kandidatin kann sich in weiteren 
als den vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung unter­
ziehen (Zusatzfächer). Die Ergebnisse der Prüfungen in 
diesen Fächern werden auf Antrag des Kandidaten oder 
der Kandidatin in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei 
der Festsetzung der Gesamtnote nicht einbezogen. 

§ 26 

Abschluss des Studiums
 

(1) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn der Kandi­
dat oder die Kandidatin die drei studienbegleitenden 
Fachprüfungen gemäß § 23 Absatz 3 jeweils bestanden 
hat (und somit mindestens 18 Leistungspunkte aus lehr­
veranstaltungsbezogenen Prüfungen oder angerechneten 
Projekten erworben hat) und gemäß § 23 Absatz 5 min­
destens 4 Leistungspunkte aus Seminarleistungen erwor­
ben hat; Voraussetzung ist weiterhin, dass die Bachelor-
Arbeit mit mindestens ausreichend beurteilt wurde (wofür 
6 Leistungspunkte gutgeschrieben wurden). Vorausset­
zung ist außerdem, dass eine Bescheinigung über das 
absolvierte Praktikum nach § 3 Absatz 4 vorliegt. 

(2) Die Bachelor-Prüfung ist endgültig nicht bestanden, 
wenn die höchstzulässige Maluspunkteanzahl gemäß 
§ 12 Absatz 5 für die Bachelor-Prüfung überschritten ist. 

(3) Hat der Kandidat oder die Kandidatin die Bachelor-
Prüfung endgültig nicht bestanden, so erteilt der oder die 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm beziehungs­
weise ihr einen schriftlichen Bescheid unter Hinweis auf 
die entsprechenden Bestimmungen der Prüfungsordnung. 
Dieser Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

§ 27 

Bewertung der Prüfungsleistungen
 

(1) Für die Bewertung der einzelnen Teile der Bachelor-
Prüfung gilt § 18 sinngemäß. 

(2) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, so wird der ge­
wichtete arithmetische Mittelwert der Noten der einzelnen 
Prüfungsleistungen errechnet, für die Leistungspunkte 
erworben wurden. Die Gewichtung erfolgt entsprechend 
der Anzahl der für die jeweilige Prüfungsleistung erwor­
benen Leistungspunkte. Sind in einem Prüfungsfach mehr 
als die zum Bestehen des Prüfungsfachs erforderliche 
Anzahl von Leistungspunkten erworben worden, so gehen 
nur die Prüfungsleistungen mit den besten Ergebnissen in 
die Gesamtnote ein. Bei der Berechnung der Gesamtnote 
erfolgt keine Rundung; es wird nur eine Dezimalstelle 
ausgewiesen. Die Gesamtnote lautet: 

bei einem Durchschnitt bis ein­
schließlich 1,5: sehr gut 

bei einem Durchschnitt über 1,5  
bis einschließlich 2,5: gut 

bei einem Durchschnitt über 2,5  
bis einschließlich 3,5:  befriedigend 

bei einem Durchschnitt über 3,5  
bis einschließlich 4,0:  ausreichend 

(3) Weitere Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung, die 
zum Bestehen der Bachelor-Prüfung nicht erforderlich 
waren, können auf Antrag des Kandidaten oder der Kan­
didatin in das Zeugnis aufgenommen werden. 

§ 28 

Zeugnis über die Bachelor-Prüfung
 

(1) Hat der Kandidat oder die Kandidatin die Bachelor-
Prüfung bestanden, so erhält er beziehungsweise sie ein 
Zeugnis. 

(2) Das Zeugnis beinhaltet alle im Rahmen der Bachelor-
Prüfung erbrachten Prüfungsleistungen, für die Leis­
tungspunkte erworben wurden, mit den jeweils erzielten 
Noten, Semesterwochenstunden und Prüfern oder Prüfe­
rinnen sowie die Gesamtnote. Es enthält die Bezeichnun­
gen der erfolgreich besuchten Seminare und der dabei 
behandelten Themen, die Namen der Seminarleiter oder 
Seminarleiterinnen sowie die Seminarnoten; es enthält 
ferner das Thema, den Namen des Erstprüfers und die 
Note der Bachelor-Arbeit. Darüber hinaus wird für jedes 
der in § 22 Absatz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Fächer jeweils 
eine Fachnote ausgewiesen. Diese Fachnoten werden 
analog zu den Fachnoten der Zwischenprüfung gemäß 
§ 18 Absatz 2 ermittelt. Als Datum trägt das Zeugnis den 
Tag, an dem die letzte Prüfungsleistung der Bachelor-
Prüfung bestanden wurde. Das Zeugnis wird von dem 
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses unterzeichnet. 

(3) Auf Antrag des Kandidaten oder der Kandidatin ist 
nach Verfügbarkeit entsprechender Statistiken in einem 
Beiblatt die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsse­
mesters (Notenspiegel und Rangzahl) anzugeben. 
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§ 29 
Bachelor-Urkunde 

Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat oder die 
Kandidatin eine Urkunde über die Verleihung des 
Bachelor-Grads. Diese Urkunde trägt das Siegel der Uni­
versität und wird vom Dekan oder der Dekanin des Fach­
bereichs Wirtschaftswissenschaften sowie dem Vorsit­
zenden oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 30 

Ungültigkeit der Zwischenprüfung  und der Bachelor-


Prüfung
 

(1) Hat der Kandidat oder die Kandidatin bei einer Prüfung 
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushän­
digung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungs­
ausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prü­
fungsleistungen, bei deren Erbringung der Kandidat oder 
die Kandidatin getäuscht hat, entsprechend berichtigen 
und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden 
erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu 
einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat oder 
die Kandidatin hierüber täuschen wollte, und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be­
kannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat der Kandidat oder die Kandidatin die 
Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet 
der Prüfungsausschuss über die Rechtsfolgen. 

(3) Dem betroffenen Kandidaten oder der betroffenen 
Kandidatin ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und 
gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen 
Prüfungszeugnis ist auch die Bachelor-Urkunde einzuzie­
hen, wenn die Prüfung aufgrund einer Täuschung für 
„nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ausge­
schlossen. 

§ 31 

Einsicht in die Prüfungsakten
 

Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandi­
daten oder der Kandidatin auf Antrag Einsicht in seine 
beziehungsweise ihre schriftlichen Prüfungsarbeiten, die 
darauf bezogenen Gutachten der Prüfer oder Prüferinnen 
und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag muss 
binnen eines Monats nach Aushändigung des Prüfungs­
zeugnisses bei dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses gestellt werden. Der Vorsit­
zende oder die Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der 
Einsichtnahme. 

§ 32 

Aberkennung des Bachelor-Grads
 

Die Aberkennung des Bachelor-Grads richtet sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. 

§ 33 

In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 


(1) Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 2002 in Kraft. 

(2) Diese Prüfungsordnung wird im Verkündungsblatt der 
Universität Duisburg-Essen – Amtliche Mitteilungen ver­
öffentlicht. 

Duisburg und Essen, den 2. Juni 2005 

Der Gründungsrektor 

der Universität Duisburg-Essen 

Univ.-Prof. Dr. Lothar Zechlin 
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Anhang I 

Übergangsregelungen der Ersten Ordnung zur Ände­
rung der Prüfungsordnung vom 02. Juni 2005: 

Artikel II 
Hinsichtlich der Streichung des Prüfungsfaches „Health 
Care Informatics and Technology Assessment“ und der 
Einführung einer Bachelor-Arbeit durch Artikel I dieser 
Satzung gilt folgende Übergangsregelung: 

a) 	Die Neuregelung gilt zwingend für alle Studierenden, 
die zum Ende des Sommersemesters 2005 zum 
Hauptstudium noch nicht zugelassen sind. 

b) 	Studierende, die zum Ende des Sommersemesters 
2005 bereits zum Hauptstudium zugelassen sind (§ 21 
Bachelor-Prüfungsordnung), können die Bachelor-
Prüfung entweder nach der bis zum 30. September 
2005 geltenden Fassung der Prüfungsordnung oder 
nach der ab 1. Oktober 2005 geltenden Fassung der 
Prüfungsordnung ablegen. Durch Anmeldung zu einer 
Prüfung im Prüfungsfach „Health Care Informatics and 
Technology Assessment“ üben diese Studierenden ihr 
Wahlrecht, das Studium nach der alten Prüfungsord­
nung fortzusetzen, aus. Letzter Termin für Fachprü­
fungen des Hauptstudiums nach bisherigem Recht im 
Prüfungsfach „Health Care Informatics and Technolo­
gy Assessment“ ist der Klausuren-Termin am Ende 
des Sommersemesters 2006.  

c)	 Studierende, die zum Ende des Sommersemesters 
2005 bereits zum Hauptstudium zugelassen sind (§ 21 
Bachelor-Prüfungsordnung), die Prüfungen in dem 
Prüfungsfach „Health Care Informatics and Technolo­
gy Assessment“ jedoch nicht mit Abschluss des Klau­
suren-Termins des Sommersemesters 2006 abge­
schlossen haben, setzen ihr Studium nach den ab 
1. Oktober 2005 geltenden Regelungen für die 
Bachelor-Prüfung fort. 

Anhang II  


[Übergangsregelungen gem. Artikel II der  

Zweiten Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung
 

vom 14. September 2006;  

(Inkraftgetreten seit dem 1. Oktober 2006)
 

§ 1

Übergangsbestimmungen  


(1) Die Studierenden im Bachelor-Studiengang Medizin­
management können nach Inkrafttreten dieser Ordnung 
bis zum 31. Dezember 2006 schriftlich unwiderruflich 
gegenüber dem Prüfungsamt erklären, ob sie nach dieser 
Ordnung (PO MedMan 2006) ihr Studium fortsetzen wol­
len (Option). 

(2) Für Studierende, die von der in Absatz 1 genannten 
Option Gebrauch machen, gilt Folgendes: 

1. 	Die Studierenden können in dem Gebiet „Wirtschafts­
informatik II“ letztmalig bis zum letzten Klausurtermin 
Ende des Sommersemesters 2007 Prüfungen able­
gen. Für Studierende, die dieses Prüfungsfach erfolg­
reich abgeschlossen haben, entfällt das durch Artikel I 
neu eingeführte Gebiet „Fallstudie Wirtschaftsinforma­
tik“. Für die erfolgreiche Teilnahme im Fach „Wirt­
schaftsinformatik II“ werden 3 Leistungspunkte gutge­
schrieben. 

2. 	Studierende, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Ordnung die Zwischenprüfung nach der bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Prüfungsordnung bestan­
den haben, können Leistungspunkte in dem nach der 
alten Prüfungsordnung nicht gewählten der beiden 
Prüfungsfächer  im Grundstudium „Rechtswissen­
schaft“ beziehungsweise „Statistik“ erwerben, ohne 
den Zulassungsstatus für das Hauptstudium zu verlie­
ren. § 21 Abs. 2 und § 24a Abs. 2 der Prüfungsord­
nung finden für diese Studierenden insoweit keine 
Anwendung, wie dort für eine uneingeschränkte Zu­
lassung zum Hauptstudium beziehungsweise für eine 
Anmeldung zur Bachelorarbeit eine abgeschlossene 
Zwischenprüfung vorausgesetzt wird. 

3. 	 Die Studierenden können in dem Prüfungsfach „Medi­
zinische Systeme und Methoden“ letztmalig bis zum 
letzten Klausurtermin Ende des Sommersemesters 
2007 Prüfungen ablegen. Im Falle des erfolgreichen 
Abschlusses des Prüfungsfaches entfällt das durch Ar­
tikel I neu eingeführte Prüfungsfach „Volkswirtschafts­
lehre“. Auch müssen sie nur zwei Seminare erfolgreich 
belegen. Für das Prüfungsfach „Medizinische Systeme 
und Methoden“ werden je drei Leistungspunkte für die 
Klausur in „Konservative und operative Medizin I“ und 
„Konservative und operative Medizin II“ gutgeschrie­
ben. 

4. 	 Für Studierende nach der bisherigen Prüfungsordnung 
Medizinmanagement vom 4. Mai 2004 (PO MedMan 
2004), die bis zu der in Absatz 2 Nr. 1 genannten Frist 
sowohl das Prüfungsfach „Medizinische Systeme und 
Methoden“ als auch das Prüfungsfach „Health Care In­
formatics and Technology Assessment“ erfolgreich 
abgeschlossen haben, entfällt das nicht gewählte der 
beiden Prüfungsfächer im Grundstudium „Rechtswis­
senschaft“ bzw. „Statistik“.  
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(3) Für Studierende, die von der in Absatz 1 genannten 
Option keinen Gebrauch machen, können nach der bishe­
rigen Prüfungsordnung Bachelor Medizin Management 
das Studium mit folgender Besonderheit beenden:   

1. 	In dem Gebiet „Wirtschaftsinformatik I“ entfällt die
Übung im Umfang von jeweils 2 SWS. Für die erfolg­
reich bestandene Prüfung werden weiterhin 2 Leis­
tungspunkte angerechnet.   

2. 	Prüfungen in dem bis zum Inkrafttreten dieser Ord­
nung in § 16 Abs. 2 Nr. 2 der Prüfungsordnung vorge­
sehenen Gebiet „Wirtschaftsinformatik II“ werden 
letztmalig im Klausurtermin am Ende des Sommerse­
mesters 2007 angeboten. Für Studierende, die bis zu 
der in Satz 1 genannten Frist das Gebiet „Wirtschafts­
informatik II“ noch nicht erfolgreich abgeschlossen ha­
ben, tritt das Gebiet „Fallstudie Wirtschaftsinformatik“ 
an dessen Stelle. Für die erfolgreich bestandene Prü­
fung werden 2 Leistungspunkte angerechnet. 

3. 	Prüfungen in dem bis zum Inkrafttreten dieser Ord­
nung in § 22 Abs. 2 Nr. 3 der Prüfungsordnung vorge­
sehenen Prüfungsfach „Medizinische Systeme und 
Methoden“ werden letztmalig im Klausurtermin am 
Ende des Sommersemesters 2007 angeboten. Studie­
rende, die bis zu der in Satz  genannten Frist das Prü­
fungsfach „Medizinische Systeme und Methoden“ 
noch nicht erfolgreich abgeschlossen haben, gilt: 

a) 	An die Stelle des Prüfungsfaches „Medizinische 
Systeme und Methoden“ tritt das durch Artikel I 
neu eingeführte Prüfungsfach „Volkswirtschaftsleh­
re“. Die Studierenden erwerben hierfür 3 Leis­
tungspunkte. 

b) 	Die Studierenden müssen ein drittes Seminar 
erfolgreich belegen. Hierfür erwerben sie 3 Leis­
tungspunkte. 

Anhang III  


[Übergangsregelungen gem. Artikel II der  

Dritten Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung
 

vom 1. Februar 2007;  

(Mit Ausnahme der Regelung in § 16 Abs. 2 Nr. 1 (Ar­
tikel II Nr. 3 a) treten die Änderungen zum 1. Oktober 


2006 in Kraft)] 


[…] 

d) Übergangsbestimmung zu § 16 Abs. 2 Nr. 1  
(Artikel II Nr. 3 a) der Änderungssatzung) 

Diese Regelung tritt zum 1. April 2007 in Kraft. Alle Stu­
dierenden, die bis zum Ende des Wintersemesters 
2006/2007 die Prüfungsleistung „Beschaffung, Produktion 
und Absatz“ abgelegt haben, erhalten für eine bestandene 
Prüfungsleistung 3 Leistungspunkte gutgeschrieben. Alle 
Studierenden, die bis zum Ende des Wintersemesters 
2006/2007 (einschließlich Nachtermin), die Prüfungsleis­
tung noch nicht bestanden haben, müssen nunmehr im 
Rahmen der Bachelor-Zwischenprüfung die Prüfungsleis­
tungen gemäß neu eingefügtem § 16 Abs. 2 Nr. 1 b) und 
c) ablegen.  

e) Übergangsbestimmung zu § 16 Abs. 2 Nr. 2  
(Artikel II Nr. 3 b) der Änderungssatzung) 

Diese Regelung tritt rückwirkend zum 1. Oktober 2006 in 
Kraft. Alle Studierenden, die die Prüfungsleistung „Grund­
lagen der Wirtschaftspolitik“ zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieser Regelung noch nicht bestanden haben, müs­
sen nunmehr im Rahmen der Bachelor-Zwischenprüfung 
die Prüfungsleistung gemäß neu eingefügtem § 16 Abs. 2 
Nr. 3 a) ablegen.  

Eine bereits erbrachte Prüfungsleistung „Grundlagen der 
Wirtschaftspolitik“ im Rahmen der Prüfungsordnung für 
den Bachelor-Studiengang Medizin-Management vom 
4. Mai 2004, zuletzt geändert durch die Erste Änderungs­
ordnung vom 2. Juni 2005, wird mit 2 Leistungspunkten 
angerechnet. 
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